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Drudcsadie 3311 


Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD 


betr. Europäisdie Wirtsdiaftsgemeinsdiaft und Euratom 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag begrüßt die Anstrengungen, durch die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft und Euratom zu einer Zusammenfassung 
der europäischen Wirtsdiaftsräume in einem Gemeinsamen Markt und 
zur gemeinsamen Entwicklung der Atomwirtschaft zu gelangen. 

Er begrüßt, 

daß die Zusammenarbeit nicht mehr auf einzelne Wirtsdiaftszwcigc 
beschränkt bleiben soll, sondern versucht wird, die gesamte Wirt- 
schaft der beteiligten Staaten zu umfassen, 

daß eine Koordinierung der Wirtschaftspolitik vorgesehen ist, 

daß die Europäische Atomgemeinschaft ausschließlich der Entwick- 
lung der Atomwirtschaft für friedliche Zwecke dienen soll, und 

daß das öffentliche Eigentum am spaltbaren Material als Voraus- 
setzung für eine wirksame Kontrolle und damit für die Sicherheit 
der Menschen gewährleistet wird. 

Der Bundestag erwartet, 

1. daß die Mitgliedstaaten zu einer Politik der Steigerung des all- 
gemeinen Lebensstandards, der ständigen Ausweitung der Wirt- 
schaft und der Vollbeschäftigung verpflichtet werden und zu 
diesem Zweck eine gemeinsame Währungs- und Wirtschaftspolitik 
entwickeln, insbesondere die Grundlage für eine planmäßige In- 
vestitionspolitik und für eine wirksame Konjunkturpolitik schaffen; 

2. daß der freie Handelsverkehr und eine enge wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit mit den europäischen Staaten, die sich zunächst 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft nicht anschließen, durch 
die Bildung einer Freihandelszone, die zu gleicher Zeit wie die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft in Kraft treten sollte, ge- 
sichert werden; 

3. daß die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft alle Maßnahmen trifft, 
um eine stetige Vergrößerung des Handelsverkehrs mit den übrigen 
Ländern der Welt - insbesondere durch Senkung der Zölle und 
Abbau sonstiger Handelsbeschränkungen - zu ermöglichen; 
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4. daß der gemeinsame Außenzoll nicht zu einer Erhöhung der 
Lebenshaltungskosten in der Bundesrepublik Deutschland führt; 

5. daß klare vertragliche Abmadiungen getroffen werden, die sidier- 
stellen, daß die Zonengrenze nicht zur Zollgrenze wird und die 
freie Entwicklung des innerdeutsdien Handelsverkehrs keinen Bin- 
dungen durch die Partnerstaaten und die Organe der Gemeinsdiaft 
unterliegt ; 

6. daß jede Belastung durch die Kolonialpolitik abgelchnt, die 
Selbstbestimmung der überseeischen Gebiete im Sinne der Satzung 
der UNO gefördert und die Hilfe für die Entwicklungsländer 
der übrigen Welt nicht beeinträchtigt werden ; 

7. daß die Bundesregierung rechtzeitig alle Vorkehrungen trifft:, um 
Arbeitnehmer vor den ungünstigen Auswirkungen der durch den 
Gemeinsamen Markt zu erwartenden Umschiditungen zu sdiützen, 
ihre Beschäftigung zu sichern und ihren sozialen Stand zu er- 
halten ; 

8. daß bei dem Aufbau der Organe und der Regelung ihrer Zu- 
ständigkeiten die Grundsätze der parlamentarischen Demokratie 
beachtet werden, insbesondere der Ministerrat auf Fragen der 
Koordinierung beschränkt wird, der Europäischen Kommission 
die Exekutivbefugnisse der Gemeinschaft übertragen und der 
parlamentarischen Versammlung wirksame Entsdieidungs- und 
Kontrollredite gegeben werden. 

Der Bundestag verlangt, daß die Entscheidungsfreiheit des wieder- 
vereinigten Deutschland über seine Zugehörigkeit zur Europäischen 
. Wirtschaftsgemeinschaft und zur Europäischen Atomgemeinschaft 

ausdrücklich vertraglich anerkannt wird. 


Bonn, den 20. März 1957 


Mellies und Fraktion 



